
Zeitschrift: Neue Wege : Beiträge zu Religion und Sozialismus

Herausgeber: Vereinigung Freundinnen und Freunde der Neuen Wege

Band: 83 (1989)

Heft: 6

Artikel: Brief aus dem Nationalrat : Stichworte zu einer "umfassenden
Friedenspolitik"

Autor: Braunschweig, Hansjörg

DOI: https://doi.org/10.5169/seals-143479

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften auf E-Periodica. Sie besitzt keine
Urheberrechte an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in
der Regel bei den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Das Veröffentlichen
von Bildern in Print- und Online-Publikationen sowie auf Social Media-Kanälen oder Webseiten ist nur
mit vorheriger Genehmigung der Rechteinhaber erlaubt. Mehr erfahren

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les
éditeurs ou les détenteurs de droits externes. La reproduction d'images dans des publications
imprimées ou en ligne ainsi que sur des canaux de médias sociaux ou des sites web n'est autorisée
qu'avec l'accord préalable des détenteurs des droits. En savoir plus

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. Publishing images in print and online publications, as well as on social media channels or
websites, is only permitted with the prior consent of the rights holders. Find out more

Download PDF: 29.11.2025

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://doi.org/10.5169/seals-143479
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=en


Briefaus dem Nationalrat

Stichworte zu einer «umfassenden
Friedenspolitik»
Der Armeeabschaffungsinitiative zweiter
Teil hat in der öffentlichen Diskussion noch
wenig Echo ausgelöst. Das etwas hochtrabende

Wort von der umfassenden Friedenspolitik

ist bis heute zu wenig konkretisiert
worden, als dass sie als Alternative der
Armee und dem militärischen Denken
überzeugend gegenübergestellt werden könnte.
Etliche Armeegegner haben sich um
Einzelvorschläge bemüht, die aber dem hohen und
selbstgestellten Anspruch «umfassende
Friedenspolitik» noch nicht genügen.

Für ihren Parteitag vom 3. Juni 1989 hat
die SPS Thesen «Auf dem Weg zu einer
friedensfähigen Sicherheitspolitik» und ein
Dreizehn-Punkte-Programm zur Friedensund

Sicherheitspolitik ausgearbeitet
Schweizerischer Friedensrat und Arbeitsgemeinschaft

für Rüstungskontrolle und ein
Waffenausfuhrverbot legen gemeinsam einen
Aufruf zur Auseinandersetzung «Für eine
demilitarisierte, zivilisierte Schweiz!» vor.

Ich beschränke mich aufeine Zusammenstellung

von Stichworten, vorwiegend aus
dem Bereich der Aussenpolitik, als Beitrag
zur Diskussion und zur Konkretisierung der
umfassenden Friedenspolitik. Teilweise
stütze ich mich auf die erwähnten Quellen.

Ich bin allerdings nicht der Meinung, wir
müssten bei Null anfangen. Der Bundesrat
hat nicht nichts getan, verglichen mit den
Möglichkeiten der Schweiz, aber viel zu
wenig.

A) Wirtschaftlicher Bereich

1. Unterstützung einer gerechten und
ökologischen Weltwirtschaftsordnung;
2. auch die Aussenwirtschaft soll den
Menschenrechten verpflichtet sein, selbst wenn
dies zu exportwirtschaftlichen Einbussen
führt. Die Einhaltung der Menschenrechte
geht dem Prinzip der Universalität vor;
3. Teilnahme an weltweiten Boykottmassnahmen,

zum Beispiel gegenüber Süd-
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afrika, auch wenn sie die Grossbanken
schmerzen;
4. Abbau der internationalen Verschuldung
durch Schuldenerlass zur Förderung von
Struktur- und Abrüstungspolitik statt
undifferenziertem Wirtschaftswachstum für die
verschuldeten Staaten;
5. Fortführung und Ausbau der
Entwicklungszusammenarbeit (in Richtung gerechter

Handel) und der humanitären Hilfe.

B) Rechtlicher Bereich

6. Unterstützung einer Weltmedienordnung,

die der Dritten Welt gerecht wird;
7. Ratifikation des internationalen Abkommens

gegen den Völkermord (Genocid);
Hilfe zur Lösung von Minderheitenproblemen;

diplomatische/politische Anerkennung

von Befreiungsbewegungen (PLO);
wirtschaftliche und soziale Aktivitäten zur
Verhinderung oder Mässigung von
Flüchtlingsströmen und Wanderungsbewegungen
(Ursachenbekämpfung), nicht aber Visumspflicht,

Saisonnierstatut oder Abschottung;
8. Ausbau des Völkerrechts, besonders des
humanitären Völkerrechts;
9. weniger Perfektionismus bei der Ratifikation

internationaler Abkommen (z.B.
gegen den Rassismus und gegen die
Diskriminierung der Frauen);
10. Ausbau der internationalen Rechtshilfe
in Strafsachen, besonders gegen die organisierte

Kriminalität; Mitarbeit bei einer
Konvention gegen die Mafia (Vorschlag Paolo
Bernasconi).

C) Politischer Bereich

11. Internationale Umweltschutzpolitik als
Pfeiler der Aussenpolitik;
12. UNO-Beitritt bleibt auf der Traktandenliste

der Schweiz;
13. Ausbau der «Guten Dienste»: Entwicklung

politischer Ideen und Vorschläge,



nicht nur Infrastruktur für Konferenzen:
mehr Risikobereitschaft!
14. Intensivierung der Zusammenarbeit mit
den blockfreien Staaten (N + N), um gerade
unter ihnen unsere Neutralitätserfahrungen
einzubringen;
15. Förderung der Zusammenarbeit mit den
nicht-gouvemementalen Organisationen,
einschliesslich Francophonie;
16. Ausgestaltung kultureller Beziehungen,
Ernennung von Kulturattaches in Staaten,
die uns kulturell fremd sind (Kultur heisst
auch Widerstand!);
17. Fortentwicklung Europas (Europarat,
EFTA, KSZE, EG), unter Einschluss
Osteuropas, Unterstützung von atom- und che-
miewaffenfreien Neutralitätszonen, Ratifikation

europäischer Konventionen, Schiedsgerichte

zur Förderung nichtmilitärischer
Konfliktlösung.

D)Entspannungs-undAbrüstungsbereich

18. Verstärkte Teilnahme an friedenserhaltenden

Aktionen wie in Namibia,
einschliesslich UNO-Blauhelme, sowie Ausbau

und Öffnung des schweizerischen
Katastrophencorps;
19. grundsätzliches Exportverbot für
Kriegs- und Nuklear- sowie waffenfähiges
Chemie-, Weltraum- und Biologiematerial
mit Kontrolle, zusätzliches Verbot von
Vermittlungsgeschäften, Auslandproduktion
und Lizenzverkäufen;
20. Entflechtung von militärischen,
wirtschaftlichen und politischen Interessen
(personelle Beispiele: Zürcher Nationalräte
Christoph Blocher und Rudolf Reichling);
21. Überprüfung der Friedensverträglichkeit

neuer Technologien, Umstellung der
Rüstungsbetriebe auf zivile Produktion
(Rüstungskonversion, zum Beispiel Fonds-
Bildung zur Erhaltung von Arbeitsplätzen);
22. Verzicht auf internationale
Forschungszusammenarbeit, soweit sie der Rüstungsspirale

dient; Unterbindung von
Waffenschiebereien und «Grauen Märkten»,
einschliesslich der Finanzierung von
Rüstungsgeschäften über den Finanzplatz
Schweiz;
23. Unterstützung der Friedensforschung
privater Organisationen; Beteiligung an
internationalen Verifikationsagenturen für
Rüstungsbeschränkung und Abrüstung so¬

wie für Projekte der Umweltpolitik
(Überwachungsagenturen); Bereitschaft, auch die
eigene Rüstungsindustrie (z.B. Chemie)
überwachen zu lassen;
24. Übernahme des UNO-Vorschlages an
alle Staaten zur Reduktion der jährlichen
Militärausgaben je um 10 Prozent;
25. Moratorium für Rüstungsbeschaffungen,

militärische Bauten und Landerwerbe
sowie Forschung und Entwicklung,
beispielsweise während 15 Jahren (eine
Beschaffungsgeneration), gleichzeitig Kontakte

mit N+N-Staaten, um sie im Rahmen
des KSZE-Prozesses für ein gleichgerichtetes

Moratorium und für eine gemeinsame
Verlängerung zu gewinnen;
26. Mitarbeit der Schweiz im gesamten
KSZE-Prozess ohne Vorbehalt bei
vertrauensbildenden Massnahmen und Bereitschaft

zu Abrüstungsschritten auch bei
neutralen Staaten;
27. Bereitschaft der Schweizer Armee und
ihrer tatsächlichen Führung, sich ideologisch

auf eine Politik umzustellen, die auf
gemeinsame Sicherheit, Partnerschaftssicherheit,

Sicherheit auch eines allfälligen
Gegners, ausgerichtet ist und Entwicklung
der Fähigkeit und des Mutes, sich selber in
Frage zu stellen.
28. Mehr Distanz zu NATO-Staaten bei
Rüstungsbeschaffung, Übungsplätzen im
Ausland (Sardinien!), personellen Kontakten

usw. Hansjörg Braunschweig

Soeben erschienen:
Denkanstösse zu einer anstössigen Initiative -
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten für
eine Schweiz ohne Armee. Herausgeber: Andi
Gross, Fitzgerald Crain, Roland Erne, Stefan
Furrer. Realutopia Verlagsgenossenschaft, Postfach

816, 8024 Zürich. 338 Seiten, Fr. 29.-
(Fr. 25- für Mitglieder der SPS).
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